
der Weigerung zu erblicken, einen Vorschlag der Gegenseite 
anzunehmen. Erforderlich sei vielmehr die Feststellung, daß das 
Verhalten des Vertragsgegners den Zweck verfolge, das Zustan­
dekommen jedes vernünf t igen Abkommens zu verhindern. So­
weit die M a ß n a h m e n einer Partei den Vertragszweck zwar nicht 
vereitelten, ihn jedoch erheblich gefährdeten, müsse berücks ich­
t igt werden, ob die schädl ichen Wirkungen nicht durch eine erst 
abzuschl ießende Vereinbarung übe r die Organisation des Volks­
entscheids und durch die Tät igkei t des Plebiszit-Administrators 
behoben werden könnten . 
I m Lichte dieses Schiedsspruchs ist es schwer vorstellbar, daß 
die von Indien angeführ ten G r ü n d e eine Lossagung von der B i n ­
dung an die UNCIP-Resolutionen rechtfertigen können . Die von 
Indien i n den Vordergrund gestellte Auffassung, Pakistan müsse 
zunächs t »seine Aggression rückgäng ig machen«, also insbeson­
dere seine Truppen vol ls tändig und bedingungslos abziehen, 
berücks ich t ig t nicht, daß dies nicht die Voraussetzung, sondern 
erst die Folge des gemäß Teil I I der UNCIP-Resolution vom 
13. August 1948 noch abzuschl ießenden Entmilitarisierungsab-
kommens sein sollte. Die G r ü n d e für das Scheitern der Verhand­
lungen übe r das Entmilitarisierungsabkommen aber lagen an 
der unterschiedlichen Interpretation dieser Resolution zu E in ­
zelfragen; dabei befand sich Pakistan keineswegs von vornher­
ein i m Unrecht. Jedenfalls h ä t t e weiteren Verhandlungen die 
Erfolgsaussicht nicht abgesprochen werden können, h ä t t e nicht 
Indien aus übergeordne ten politischen Gesichtspunkten ent­
schieden, eine Volksbefragung unter keinen U m s t ä n d e n mehr 
durchzuführen . 

Ein Anwendungsfall des Selbstbestimmungsrechts? 

Ein weiterer Aspekt hat sich dementsprechend i m Laufe der 
Jahrzehnte immer s t ä rke r i n den Vordergrund geschoben: die 
Frage nach der Rolle des Selbstbestimmungsrechts der Völker. 
Indien bestreitet vehement, daß das Selbstbestimmungsrecht 
der Völker i m Kaschmirkonflikt relevant sein könne . So brach es 
i m Februar 1982 Verhandlungen mi t Pakistan übe r einen Nicht­
angriffspakt mi t der Beg ründung ab, Äußerungen des pakistani­
schen Delegierten vor der UN-Menschenrechtskommission i n 
Genf — dieser hatte die Kaschmirfrage mi t dem Pa lä s t i na - und 
dem Namibiaproblem verglichen — hä t t en die A t m o s p h ä r e z w i ­
schen beiden L ä n d e r n vergiftet . 2 4 Es sei absurd zu behaupten, 
daß das Recht auf Selbstbestimmung, das den Völkern zukom­
me, die unter einer aus länd ischen oder kolonialen Herrschaft 
s tünden, auf den Staat von Jammu und Kaschmir anwendbar 
sei, der einen integralen Bestandteil des indischen Territoriums 
bilde. I n Wahrheit sei die Bevölkerung des von Pakistan illegal 
und durch Gewalt besetzten Teils von Kaschmir ihres Wahl­
rechts und ihres legitimen Rechts beraubt, sich mifr ihren B r ü ­
dern zu vereinigen, die frei und w ü r d i g i n Indien lebten. Schon 

beim Bei t r i t t zu den beiden UN-Menschenrechtspakten hatte 
Indien 1979 zur Garantie des Selbstbestimmungsrechts der Völ­
ker i n den gleichlautenden Ar t ike ln 1 der Pakte i n einem Inter­
pretationsvorbehalt e rk lär t , 
»daß die in diesen Artikeln erscheinenden Worte >das Recht auf Selbstbestim-
mung< nur für die Völker unter Fremdherrschaft gelten und daß diese Worte 
nicht für souveräne, unabhängige Staaten oder den Teil eines Volkes oder 
einer Nation gelten — was das wesentliche Merkmal nationaler Unversehrt­
heit i s t« . 2 5 

Der Kaschmirkonfl ikt w i r f t für beide Seiten Fragen von existen­
tieller Bedeutung auf. F ü r Pakistan geht es darum, die is lami­
schen G l a u b e n s b r ü d e r i n Kaschmir nicht i m Stich zu lassen; für 
Indien um die Bewahrung der terri torialen In tegr i t ä t angesichts 
zahlreicher zentrifugaler Bewegungen, die durch ein Nachgeben 
i m Falle Kaschmir unkontrollierbar ve r s t ä rk t werden könn ten . 
Fü r Indien k ä m e allenfalls eine Teilung des Staates Jammu und 
Kaschmir entlang der Waffenstillstandlinie i n Betracht. Da 
auch S tänd ige Mitglieder des Sicherheitsrats ihre Gewichte un­
terschiedlich setzen, w i r d der Konf l ik t weiterhin schwelen. F ü r 
die ü b e r s c h a u b a r e Zeit können die Regierungen Indiens und 
Pakistans nur hoffen, daß es ihnen gelingt, die politischen Span­
nungen in ihrem Verhäl tn is zueinander auf der Basis des Status 
quo möglichst gering zu halten, um den erneuten Ausbruch eines 
größeren bewaffneten Konfl ikts zu vermeiden. 
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der deutschen Bundesregierung. 

Tibet: Von der Eigenständigkeit zur »Befreiung* 
Die drei Argumente Beijings 
In einer interfraktionellen Initiative hat der Deutsche Bundes­
tag im Oktober vergangenen Jahres sich der Lage in Tibet ange­
nommen. Vorangegangen waren Demonstrationen in dem Hima-
layaland; früher noch hatte ein Abstecher des Bundeskanzlers 
nach Lhasa im Rahmen eines China-Besuchs für Aufmerksam­
keit gesorgt. Unversehens erlangte so die Frage des völkerrecht­
lichen Status Tibets, die nurmehr ein Thema juristischer Semi­
nare zu sein schien, neuerliche Aktualität.1 

Tibet als Thema der Vereinten Nationen 

Die von Zeit zu Zeit i n Tibet ausbrechenden Unruhen, zuletzt i m 
Dezember 1987 und i m Februar 1988, finden weltweite Auf-

OSKAR WEGGEL 

merksamkeit; sie werfen die für Beijing peinliche Frage nach der 
Rechtmäßigkei t der chinesischen Herrschaft auf. Die Frage ist 
lebendig geblieben; i n der Vergangenheit hatten die Vereinten 
Nationen sich mehrfach zu ih r geäußer t . Seit die Volksrepublik 
China freil ich 1971 den chinesischen Sitz in den Vereinten Na­
tionen ü b e r n a h m (und dabei auch gleich einen der fünf Sitze als 
S tändiges Mitgl ied des Sicherheitsrats einnahm), ist die Tibet­
frage für die Weltorganisation praktisch erledigt, da Beijing jede 
entsprechende Ini t ia t ive augenblicklich als Einmischung i n sei­
ne inneren Angelegenheiten zurückweisen w ü r d e . I m Sicher­
heitsrat könn te China jederzeit mi t einem Veto einschreiten, und 
in der Generalversammlung dürf te sich wohl kaum eine qua l i f i ­
zierte Mehrheit für eine Verurteilung finden. 
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Viermal haben sich die Vereinten Nationen i n der Vergangenheit 
mi t der Tibetfrage befaßt, näml ich 1950, 1959, 1961 und 1965. 
A m 17.November 1950 beantragte der Vertreter E l Salvadors, 
das Thema >Invasion Tibets durch fremde Mächte< auf die Tages­
ordnung der Generalversammlung zu setzen. Zur Begründung 
hieß es, daß dem Ansehen der U N ein »tödl icher Schlag« versetzt 
würde , n ä h m e sie nicht zum Angr i f f Chinas auf das »zumindest 
seit 1912 vol ls tändig unabhängige« Tibet Stellung. I n seinem 
Entschl ießungsentwurf verlangte der Delegierte, daß »der A k t 
einer unprovozierten Aggression gegen Tibet verurtei l t« werde. 2 

I n der sich anschl ießenden Geschäf tsordnungsdiskuss ion wurde 
am 24. November 1950 i m Präs id ia lausschuß einstimmig be­
schlossen, die Entscheidung darüber , ob die Frage Tibets auf die 
Agenda gesetzt werden solle, zu verschieben. Ausschlaggebend 
bei dieser Entscheidung war nicht zuletzt der Beitrag des i n d i ­
schen Vertreters, der sich dafür stark machte, die Tibetfrage mi t 
friedlichen Mit te ln zu lösen. Abzustellen sei dabei auf eine »Si­
cherung der Autonomie, die Tibet für mehrere Jahrzehnte beses­
sen hat«. M i t Rücks icht auf diese indische Argumentation 
schlossen sich auch die USA dem Vertagungsvorschlag an. 
China ließ sich von Vorstellungen, wie der indische Vertreter sie 
ausgesprochen hatte, nicht beeindrucken, sondern setzte seinen 
Tibetfeldzug fort, der allerdings frühzeit ig abgeschlossen wer­
den konnte, da die in die Enge gedräng ten Tibeter i n Verhand­
lungen mi t Beijing eintraten und am 23. Mai 1951 jenes 17-Punk-
te-Abkommen unterzeichneten, das es der chinesischen Volks­
befreiungsarmee ermöglichte , ohne einen weiteren Schuß i n 
Lhasa und anderen S t äd t en Tibets einzumarschieren. 
Nachdem es am 10. März 1959 zu bewaffneten Erhebungen ge­
gen die chinesischen Truppen i n Lhasa und Shigaze gekommen 
war und der Dalai Lama daraufhin fluchtart ig das Land verlas­
sen hatte, nahm die Generalversammlung der Vereinten Nat io­
nen am 21. Oktober 1959 einen gemeinsam von Malaya und 
I r land eingebrachten Resolutionsentwurf an, i n dem, ohne daß 
der Name China fiel, die Verweigerung fundamentaler Men­
schenrechte in Tibet bedauernd festgestellt wurde. 45 Staaten 
stimmten für die Resolution 1353(XIV), 9 dagegen und 26 ent­
hielten sich der Stimme, darunter Indien. M i t Ja stimmten unter 
anderem die >Republik China< sowie die USA, mi t Nein aus­
schließlich Lände r des sozialistischem Lagers. 
Die nächs t e Abstimmung fand am 20. Dezember 1961 statt. Dies­
mal war der Entschl ießungsentwurf zu Tibet erneut von Malaya 
und I r land sowie von E l Salvador und Thailand eingebracht 
worden. Die Resolution 1723(XVT) wurde mi t 56 Stimmen gegen 
die 10 des Sowjetblocks und Kubas bei 29 Stimmenthaltungen 
— vornehmlich von Asiaten und Afrikanern — angenommen 
und erneuerte den feierlichen Appell , alle »Prak t iken einzustel­
len, die das tibetische Volk seiner grundlegenden Rechte und 
Freiheiten einschließlich seines Rechts auf Selbstbestimmung 
berauben«. 

Nach vier jähriger Pause brachten E l Salvador und einige weite­
re Staaten die Menschenrechtsfrage i n Tibet abermals auf die 
Tagesordnung. A m 18. Dezember 1965 beschloß die Generalver­
sammlung i n ihrer Resolution 2079(XX) mi t 43 gegen 26 St im­
men bei 22 Enthaltungen erneut, »die fortgesetzte Verletzung 
der grundlegenden Rechte und Freihei ten« des Volkes von Tibet 
zu verurteilen. Die Verletzung der Menschenrechte in Tibet und 
die Un te rd rückung der e igens tändigen tibetischen K u l t u r e rhö ­
he die internationalen Spannungen und führe zur Verbitterung 
der Beziehungen zwischen den Völkern. 
Inhal t l ich werden in den Beschlüssen zwei Fragen angespro­
chen, näml ich zum einen die Verletzung der Menschenrechte, 
zum anderen — wenn auch nur zwischen den Zeilen — die Sou­
verän i t ä t Tibets: Darauf deutet zumindest der Wortlaut der Re­
solution vom 20. Dezember 1961 hin, i n der von einer Vorenthal­
tung des »Rechts auf Se lbs tbes t immung« die Rede ist. Expressis 
verbis freilich war von der Verletzung der Souverän i t ä t eines 
se lbs tändigen Staates nirgends die Rede. 
Aus diesem Grund sollen nachfolgend einige Betrachtungen zur 
Souveräni tä t s f rage angestellt werden. Denn seit die Volksbe­

freiungsarmee i m Herbst 1950 nach Westtibet einmarschiert 
war, seit vor allem am 23. Mai 1951 das >Abkommen übe r Maß­
nahmen zur friedlichen Befreiung Tibets< zwischen Beijing und 
Lhasa unterzeichnet worden war, legitimiert die Volksrepublik 
ihre Präsenz i n Tibet mi t drei Begründungen : dem Geschichts-, 
dem Befreiungs- und dem Leistungsargument. Jede dieser Be­
hauptungen verdient eine n ä h e r e Untersuchung. 

Legitimiert durch die Geschichte? 

»Tibet ist von altersher ein untrennbarer Bestandteil des chine­
sischen Terr i tor iums«, heißt es i n der immer wiederkehrenden 
Sprachregelung der chinesischen Propaganda. Bereits i m 
7. Jahrhundert habe ein reger und freundschaftlicher Verkehr 
zwischen den Han und der Bevölkerung Tibets geherrscht. Seit 
der Yuan-Dynastie (13. Jahrhundert) habe China bereits offiziell 
Tibet beherrscht, und auch das politische und religiöse System 
Tibets sei von der zentralen chinesischen Regierung »best immt« 
worden. Dieser Souve rän i t ä t s t a tbe s t and habe sich auch i n den 
nachfolgenden Jahrhunderten nicht ve ränder t . Bis zum heutigen 
Tage auch habe kein einziges Land Tibet als u n a b h ä n g i g e n Staat 
anerkannt. 3 

Versucht man die üb l ichen chinesischen Geschichtsdarstellun­
gen nach Phasen zu gliedern, so ergeben sich drei Abschnitte 
eines sich immer mehr verdichtenden Einflusses des chinesi­
schen Reiches, der sich zunächs t als zivilisatorische, spä te r als 
Ernennungs- und schließlich als politische Macht durchsetzte, 
und der bis auf die Tang-Zeit zurückre ich t . 
Der Übe rgang von der Legende zur Geschichte beginnt mi t der 
jedem Tibeter vertrauten Gestalt Songtsen Gampos, dem es ge­
lang, die zerstrittenen S t ä m m e Tibets zu einigen und das 
>Schneeland< zu einer Födera t ion zusammenzufügen, an deren 
Spitze er als König trat. Als Bewunderer der damals b lühenden 
Tang-Zivil isation hielt er um die Hand der chinesischen Infant in 
Wen Cheng an und heiratete sie i m Jahre 641. Der tibetische 
König, der damit zum Schwiegersohn des chinesischen Kaisers 
geworden war, erhielt, altchinesischer Tradi t ion folgend, sofort 
mehrere Titel , wie sie auch für nachfolgende tibetische Politiker 
so at t rakt iv wurden, daß sie beim chinesischen Kaiserhof übe r 
Jahrhunderte hinweg um weitere Verleihungen einkamen. Diese 
Praxis sowie die auch in nachfolgenden Jahrhunderten immer 
wieder erneuerten Verwandtschaftsbeziehungen müssen i n der 
heutigen Argumentation bereits als Anzeichen einer sich verfe­
stigenden politischen Herrschaft Chinas übe r Tibet herhalten. 
Gleichwohl kann bis zum 18. Jahrhundert von einer Herrschaft 
chinesischer Dynastien übe r Tibet nicht die Rede sein. So folgte 
auf den Zusammenbruch des Tang-Reiches i m Jahre 907 die 
Periode der >fünf Dynastien< (907 — 960), i n der China so zerris­
sen war, daß es auf das ferne Tibet keinerlei Einfluß mehr besaß. 
Dies gi l t auch für die Zeit der Nörd l ichen (960 — 1127) und der 
Südl ichen Song-Dynastien (1127 — 1279). Erst unter der Mongo­
len-Dynastie der Yuan (1279 — 1368) kam es zu einer engen A n -
bindung Tibets an die Dynastie der mongolischen Chingiskhani-
den, i n deren Gefolge die Mongolen einerseits den Lamaismus 
sowie das tibetische Schriftsystem und andererseits den Schutz 
übe r das Sakya-Kloster übe rnahmen , dessen Ab t Pandita 
(1182 — 1251) mi t Chingis Khan als >Kaiserlehrer< lange Zeit i n 
Verbindung gestanden hatte, und dem die Mongolen nun bei sei­
ner Auseinandersetzung mi t anderen Klös te rn und Regionalfür­
sten unter die Arme griffen. Die wichtigsten Kaiser der Yuan-
Dynastie mischten sich also durchaus i n die tibetische Innenpo­
l i t i k ein, aber nicht, um dort Herrschaft auszuüben , sondern um 
ihrem Verbündeten , dem Sakya-Kloster, Hilfe zu leisten. 
W ä h r e n d der Ming-Dynastie (1368—1644) blieb das System der 
Yuan gegenüber Tibet i m wesentlichen unverände r t . Da es aber 
gerade i m 14. Jahrhundert i n Tibet zu einer erheblichen Sekten­
bi ldung gekommen war, erhielten die Ming-Kaiser häuf ig Gele­
genheit, durch die Verleihung der begehrten Ti te l die eine Partei 
gegen die andere auszuspielen und vor allem das Sakya-Kloster 
aus seiner bisherigen Vormachtstellung zu verdrängen . Als Ver­
traute der ve rhaß ten Mongolen sollten die Sakya -Mönche nicht 
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länger die Oberherrschaft ausüben . A m besten erreichte man 
dieses Ziel dadurch, daß andere Sekten ges tä rk t wurden; und so 
verliehen denn die Ming einen Ti te l nach dem anderen — wie 
>Drei Könige der Gesetzes >Fünf-Gott-Könige<, J ü n g e r des 
Buddha i m Westen< oder >Großer Kaiserlicher Lehrer<. W ä h r e n d 
der fünfziger Jahre des 15. Jahrhunderts kamen außerdem, wie 
aus den Aufzeichnungen des Ritenministeriums hervorgeht, 
nicht weniger als jedes Jahr drei- bis vierhundert Tibeter in die 
Hauptstadt Beijing, um dem Kaiser Tr ibut darzubieten und ihm 
zu huldigen. 
A m Ende setzte sich aber i n Tibet doch wieder eine pro-mongo-
lische Partei durch, näml ich die Anfang des 15.Jahrhunderts 
neu gegründe te Sekte der >Gelbmützen<, die sich durch strenge 
Ordenszucht auszeichnete und vor allem zur Keimzelle jenes 
theokratischen Staatsgebildes wurde, dessen Fundamente be­
reits w ä h r e n d der Yuan-Zeit gelegt worden waren, das aber erst 
i m 15. Jahrhundert zur vollen Entfaltung kam. Der fortbeste­
hende mongolische Einfluß zeigte sich auch darin, daß einer der 
Nachfolger Tsongkhapas, des Gründe r s der Gelbmützensek te , 
vom mongolischen Hof 1578 den Ehrentitel >Dalai Lama< erhielt, 
der seitdem zur Ehrenbezeichnung der tibetischen Mönchskön i ­
ge wurde und bis auf den heutigen Tag, bis auf den 14. Dalai 
Lama, weitergereicht wurde. 1645 verliehen die Mongolen übe r ­
dies einem anderen hebenden Buddhas näml ich dem Abt des in 
Shigatse liegenden Klosters Tashilumpo, den Titel >Panchen 
Lama<. 
In die Übergangsze i t von der M i n g - zur Qing-Dynastie fällt die 
Zeit des bedeutendsten aller Dalai Lamas, des >Großen Fünften< 
(1617 — 1682), der die Entwicklung Tibets zum Kirchenstaat 
vollendete und, um den Tr iumph übe r seine innenpolitischen 
Gegner zu vervol ls tändigen, 1652 nach Beijing reiste, um sich i n 
seinem Amt als Mönchskönig über Tibet bes tä t igen zu lassen. 
Von da an wurde es zu einem festen Ritual, daß jeder Nachfolger 
des Dalai Lama wie des des Panchen Lama sich von der chine­
sischen Zentralregierung feierlich >bestätigen< ließ. Nach t rad i ­
tioneller chinesischer Auffassung galt dieses Bes tä t igungsr i tua l 
als ein Unterwerfungsakt des Tributbringers. M i t der Verlei­
hung chinesischer Ränge und Titel , die bei den tibetischen W ü r ­
den t r äge rn so begehrt waren, hatten die Ming zwar ein gewisses 
Einmischungspotential, das jedoch bei weitem nicht ausreichte, 
um Her r schaf t sansprüche zu begründen . 
Dies ände r t e sich erst i m 17. Jahrhundert, und zwar i m Zeichen 
der Qing-Dynastie (1644 — 1911). Die bei ihren Mongolenfeldzü-
gen erfolgreichen Qing-Kaiser nutzten zu Beginn des 18. Jahr­
hunderts innere Streitigkeiten i n Tibet aus und schickten Trup­
pen, die eine Partei gegen die andere un te r s tü tz ten . Einmal in 
Tibet, woll ten die Qing das Heft nicht mehr aus der Hand geben 
und richteten dort zwischen 1723 und 1728 jenes Modell für die 
tibetisch-chinesischen Beziehungen ein, das mi t wenigen Ä n d e ­
rungen bis ins 20. Jahrhundert hinein fortdauerte. Von 1728 an 
waren näml ich zwei mandschurische Hochkommissare (>Amba-
nen<) als s tändige Vertreter und Kontrolleure der Zentralregie­
rung i n Lhasa p räsen t und wurden dort von einer kleinen mand­
schurischen Garnison un te r s tü tz t . I n den Jahren 1751 bis 1793 
gab es zwei Verwaltungsreformen, die die Fesseln enger an­
zogen: 

• 1751 wurde eine besser lenkbare Lokalregierung inst i tut ional is ier t , 
die sogenannte Gasha, eine A r t Kabinet t , das dem Dala i Lama und den 
Hochkommissaren unterstand. Die Ins t i tu t ion der Gasha bestand bis 
1959. 

• Den zweiten bemerkenswerten Einschni t t brachte das Jahr 1793, als 
n ä m l i c h die Gasha auf D r ä n g e n der Hochkommissare sowie des Qing-
Hofes die sogenannten >29 Punkte für die Verwal tung Tibets« vorlegte, 
die Tibet e n d g ü l t i g zu einem Vasallen der Qing werden lassen sollten. 

Die S c h l ü s s e l b e s t i m m u n g e n liefen auf folgendes hinaus: 

— Gleichstellung der Hochkommissare m i t dem Da la i Lama und dem 
Panchen Lama, 

— Ernennung der Kauluns (der Gasha-Minister) durch den chinesi­
schen Kaiser, 

— alleinige Z u s t ä n d i g k e i t der Hochkommissare für die tibetische A u ­
ßenpo l i t i k , 

— Kont ro l l e der Hochkommissare ü b e r den Haushalt der Gasha, 

— r i tuel le Mi tbes t immung der Hochkommissare beim Reinkarna-
t ionsr i tua l für den Dala i Lama wie den Panchen Lama, 

— v e r s t ä r k t e Mi tbes t immung der Hochkommissare ü b e r die St re i t ­
k rä f te . 

A m Ende kontroll ierten die beiden Ambanen also Verteidigung 
und Außenpol i t ik . Innenpolitisch dagegen lag die eigentliche 
Macht weder bei den Ambanen noch beim Dalai Lama oder beim 
Panchen Lama, sondern bei den Potentaten der jeweiligen Re­
gionen. Nicht zuletzt sollte man hier auch bedenken, daß die 
Verwaltungsreformen von 1752 und 1793 auf einseitige Anord ­
nungen des Qing-Hofes, zum Teil aber auch durch Vereinbarun­
gen begründe t wurden, die ihrem Charakter nach >ungleich< 
waren. Es ist recht f ragwürdig , wenn China einerseits alle ihm 
ungüns t igen ungleichen Ver t räge aus dem 18. und 19. Jahrhun­
dert als n u l l und nichtig betrachtet, w ä h r e n d es andererseits die 
ihm güns t igen ungleichen Ver t räge als verbindlich ansieht. 
M i t dem Ende des chinesischen Kaiserreichs und der Ausrufung 
der Republik (1911/12) sah Tibet sich ermutigt, seine Bindungen 
zu Beijing endgül t ig abzubrechen, da es ja nur, wie die A r g u ­
mentation lautete, ein Verhäl tnis zum Kaiserhaus der Qing, 
nicht jedoch zu irgendeinem chinesischen Staat unterhalten 
habe. 1913 erfolgte die tibetische Unabhäng igke i t s e rk l ä rung . 
W ä h r e n d der 39 Jahre zwischen 1912 und 1951 bestand Tibet als 
Autonomes Staatswesen. Die Wiedereingliederung i n den chine­
sischen Staatsverband 1951 geschah unter mi l i tä r i schem Zwang 
und auf Grund jenes >17-Punkte-Abkommens<, das ebenfalls als 
ungleicher Vertrag gewertet werden muß . 
Diese mehr politischen Über legungen werden vers tä rk t durch 
die kulturelle Andersartigkeit Tibets, an der sich auch nach nun­
mehr fast vier Jahrzehnten chinesischer Herrschaft nichts geän ­
dert hat. Die >Große Tradition« Tibets ist gepräg t durch den 
Lamaismus, der wiederum seine Hauptimpulse dem indischen 
Kulturkreis verdankt, auch wenn die ersten S a m e n k ö r n e r des 
Buddhismus nicht von Indern, sondern von den Chinesen ausge­
sät wurden. Die Qing-Kaiser haben zwar den Lamaismus syste­
matisch gefördert (Beijing wurde i m 18. Jahrhundert unter an­
derem zum Hauptverlagsort für lamaistisches Schrifttum); doch 
handelte es sich hierbei nicht um eine Konvergenz tibetischer 
und chinesischer Traditionen, sondern vielmehr um einen Ver­
such der Qing-Kaiser, die >barbarischen< Nomadenvö lke r Zen­
tralasiens mi t Hilfe des Lamaismus aufzuweichen. Theokrati-
sche Einrichtungen, wie sie vor allem die Gelbe Kirche hervor­
gebracht hat, finden i n China nirgends eine Entsprechung. Der 
chinesische Kaiserkult beruhte auf völlig anderen Vorstellun­
gen, die unter dem ideologischen Vorzeichen des Konfuzianis-
mus standen. 
Auch i m Bereich der >Kleinen Tradition« unterscheiden sich Chi­
na und Tibet in einer schon fast antipodenhaften Weise: Man 
denke an die so grundverschiedenen Wirtschaftsformen, an Er­
näh rung , Kleidung und Wohnweise, an die Form der Geisterver­
ehrung, die i m China der Han so gar keine Entsprechung finden 
(>Geisterfallen<, Ladse-Steinhaufen, Gebetsfahnen, G e b e t s m ü h ­
len, Amulette), an die verschiedenen Formen der Beerdigung 
(>Himmelsbeerdigung< in Tibet), an die >Zürnenden Gottheiten«, 
an die Göt t innen (Taras), an die lamaistische Ikonographie mi t 
ihren erotischen Darstellungen, an die Kul tgegens tände (Glocke 
und Donnerkeil, Zauberdolch, Yakschweif-Standarten, Gebets­
müh len und -wimpel), an die Buddhaopfer oder die Mani -Mau-
ern. Kurzum: Wohin man bl ickt , entdeckt man nur extreme Ver­
schiedenheiten. 4 

Legitimiert durch >Befreiung<? 

Aus der Sicht Beijings hat China dem tibetischen Volk geholfen, 
ein Doppeljoch abzuschüt te ln , indem es einerseits die Aggres­
s ionspläne der äußeren Feinde durchkreuzte und andererseits 
auch mithalf, die U n t e r d r ü c k u n g des Volkes durch die Ober­
schicht i m eigenen Lande zu beseitigen. 
Als äußere Feinde tauchen i n der chinesischen Argumentation 
zuerst die Bri ten (ab 1880) und dann die Amerikaner (ab 1947) 
auf, die sich angeblich mi t P länen trugen, Tibet unter ihre Herr-
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schaft zu bringen. Was die Bri ten angeht, so w i r d vor allem die 
>Younghusband-Expedition< von 1904 als Hauptereignis heran­
gezogen. Gegen britische Ambitionen, wie sie sich hier andeute­
ten, habe sich die junge Republik China mi t aller Energie zur 
Wehr gesetzt. 
Was die USA anbelangt, so habe es 1947 P läne tibetischer Reak­
t ionäre gegeben, die versuchten, das Himalaya-Land i n den US-
Einflußbereich zu ziehen und es gleichzeitig von China abzu­
trennen. 5 I m Oktober 1947 sei eine tibetische Handelsdelegation 
nach Großbr i t ann ien und i n die USA gereist, um dort, wie es i n 
der chinesischen Darstellung heißt, »Weisungen der beiden Re­
gierungen für separatistische Ränke entgegenzunehmen«. (Lei­
ter der Delegation war Xakabba Wangqug Dabdain, der Verfas­
ser der Polit ischen Geschichte Tibets-, die inzwischen auch i n 
englischer Über se t zung i n Yale herausgegeben worden ist, und 
in der die Grundthese verfochten w i r d , daß die Beziehungen 
zwischen China und Tibet niemals politischen, sondern immer 
nur personal-zwischendynastischen Charakter getragen h ä t ­
ten.) M i t dem Feldzug von 1950 wurden also, immer aus chine­
sischer Sicht, P l äne vereitelt, Tibet unter US-Herrschaft zu 
bringen. 
Ferner hä l t China es sich zugute, daß es das tibetische Volk von 
seinen eigenen Peinigern befreit habe, vor allem von der >Leibei-
genschaft< gegenüber den »drei Arten von Feuda lher ren« , n ä m ­
l ich dem Adel, der Bürokra t i e und den Klöstern. Vor allem die 
ku l tu r revo lu t ionä re Propaganda malte die Z u s t ä n d e i m alten 
Tibet i n den schaurigsten Farben und demonstrierte die Untaten 
der >Feudalisten< an Hand von Exponaten, Fotos und Tabellen 
i m Tibetischen Revolutionsmuseum. So sehr sich das reformeri­
sche vom ku l tu r revo lu t ionären China heute distanziert — in 
Sachen Tibetpropaganda sind die Methoden weitgehend gleich 
geblieben. 
Nun kann zwar niemand leugnen, daß es i n Tibet bis i n die Mi t te 
des 20. Jahrhunderts hinein eine höchst mit telal terl ich gepräg te 
Gesellschaft gegeben hat. Doch wurde einerseits die »Grausam­
keit der alten Gesellschaft« von der Bevölkerung i n aller Regel 
nicht als solche empfunden oder zumindest durch die T rös tun ­
gen aufgewogen, die i n der Sicht des Durchschnittstibeters of­
fensichtlich schwerer wogen als das ihm zugefügte Leid. Zum 
anderen kann es na tü r l i ch keinem Volk verwehrt werden, sich zu 
befreien; ein Einsatz auswär t ige r Armeen paß t aber schlecht ins 
B i l d der Selbstbefreiung. (Erinnert sei an die >Befreiung< der 
baltischen Staaten durch die Sowjetunion, die von Beijing jahr­
zehntelang aufs schärfs te mißbil l igt wurde.) 
Es ist ferner eine Tatsache, daß w ä h r e n d der Kul turrevolut ion 
der Versuch unternommen wurde, die tibetische K u l t u r mi t 
Stumpf und Stiel auszurotten. Von den 1950 existierenden 
2 711 Tempeln und Klös te rn haben beispielsweise nur 13 die 
Kul turrevolut ion übe r l eb t — ein erschreckendes Ergebnis, das 
nur dadurch etwas aufgehellt w i rd , daß diese 13 zu den w i r k l i c h 
bedeutendsten D e n k m ä l e r n des Landes gehören. 
Zwar geht Beijing davon aus, daß das Leid der Kul turrevolut ion 
nicht nur Tibet, sondern ganz China ereilt hat; es ist aber doch 
wohl ein Unterschied, ob sich eine zehnjähr ige Katastrophe wie 
die Kul turrevolut ion aus den historischen Abläufen des eigenen 
Landes heraus entwickelt hat, oder aber ob sie von außen her 
importiert wurde. Unter diesen U m s t ä n d e n sind die kostspieli­
gen Reparaturen, die Beijing inzwischen an zers tör ten Tempeln 
vornehmen läßt, nicht viel mehr als ein S tück überfäl l iger Wie­
dergutmachung. 

Legitimiert durch Leistung? 

Z u den Hauptargumenten Beijings für seine rechtmäßige Anwe­
senheit i n Tibet gehören heutzutage Hinweise auf die gewaltigen 
— und kostspieligen — Investitionen, die China i n den letzten 
Jahren getä t ig t und für die es praktisch keine Gegenleistung 
erhalten habe. 
Nach dem Inspektionsbesuch des f rüheren KP-Genera l sek re t ä r s 
H u Yaobang i n Tibet (1980), der schwerwiegende Fehlgriffe der 
ku l tu r revo lu t ionä ren Tibetpoli t ik ans Tageslicht brachte, leitete 

die Zentralregierung ein Hilfsprogramm ein, das i n der Tat be­
achtliche Ergebnisse zeitigte. Hier einige Beispiele 6: 
• 1985 betrug der Bru t to-Produkt ionswer t i n Landwir tschaf t und 
Viehzucht etwa 909 M i l l Yuan — ein Zuwachs von 70vH g e g e n ü b e r 
1965. Der Viehbestand belief sich 1985 auf mehr als 21 M i l l S t ü c k , 
2,3mal soviel wie 1959. 
• Die Industr ie i n Tibet ist aus dem Nichts entstanden, u m f a ß t e aber 
1986 bereits 250 kleine und m i t t e l g r o ß e Industriebetriebe und er­
brachte einen Brut to-Produkt ionswer t von 160 M i l l Yuan. 
• Ferner habe es vor der >Befreiung< i n Tibet keine einzige L a n d s t r a ß e 
gegeben. Inzwischen existiere ein Gesamtnetz von 21 000 Ki lomete rn 
m i t Lhasa als Zent rum, eine Flugl in ie zu mehreren chinesischen S t ä d ­
ten und eine innertibetische Luftfahrtgesellschaft. 
• Vor der >Befreiung< habe es keine einzige Schule gegeben, sieht man 
einmal von den Privatschulen für Kinder adliger Fami l ien ab; heute 
ver füge Tibet ü b e r drei Hochschulen, 14 Fachschulen, 64 Mi t te l schu­
len und ü b e r 2 300 Grundschulen. 
• Vor der >Befreiung< habe es i n Tibet nur einige wenige medizinische 
Einr ichtungen für Adl ige und hohe Beamte gegeben; heute ver füge die 
Autonome Region dagegen ü b e r 770 K r a n k e n h ä u s e r und S a n i t ä t s s t e l ­
len m i t 4 980 Krankenbetten. Jeder Bezirk habe sein eigenes K r a n k e n ­
haus für tibetische Mediz in . A l l e Bauern und V i e h z ü c h t e r erhielten 
kostenlose medizinische Betreuung. 
• Bis Ende 1986 seien i n Tibet ferner fünf R u n d f u n k ü b e r t r a g u n g s s t a ­
t ionen g e g r ü n d e t worden, die einen Empfangsbereich von 30vH des 
Gebiets abdeckten. A u ß e r d e m gebe es drei T V - Ü b e r t r a g u n g s s t a t i o n e n . 
• 234 K l ö s t e r und Tempel seien restauriert und renoviert und 743 
S t ä t t e n für das re l ig iöse Leben geöffnet worden, wo Ende 1986 
14 320 M ö n c h e und Nonnen und 331 Lebende Buddhas sowie die 
G l ä u b i g e n der A u s ü b u n g ihrer Religion nachgehen dü r f t en , deren 
Freiheit i m ü b r i g e n durch die Verfassung von 1982 g e s c h ü t z t sei. 
• N i c h t zuletzt aber sei eine beachtliche Zah l von einheimischen K a ­
dern herangewachsen. Unter den 25 600 Technikern i n den verschie­
denen Fachbereichen der Autonomen Region seien 15 200 (59,26vH) 
Tibeter oder A n g e h ö r i g e anderer N a t i o n a l i t ä t e n . 
Zwar gebe es in Tibet noch einige Probleme, so zum Beispiel das 
niedrige Durchschnittseinkommen der Bevölkerung, Energie­
knappheit und Verkehrsprobleme. Diese hingen jedoch mi t den 
besonders schwierigen Naturbedingungen des Landes zusam­
men und w ü r d e n i n den nächs t en Jahren behoben werden. 7 

Gewiß hat China hier beachtliche Leistungen erbracht und Tibet 
keineswegs i m Stile des klassischen Kolonialismus behandelt. 
Stets wurde mehr hineingesteckt als herausgeholt. Gleichwohl 
verleiht Leistung allein noch keine Herrschaftslegitimation. 
Auch England hat ja i n Indien oder Malaya jahrzehntelang inve­
stiert und diese L ä n d e r aus dem Mittelal ter in das 19. Jahrhun­
dert hineinkatapultiert; dadurch freilich konnte der koloniale 
Erwerbstitel keineswegs i n einen legitimen Besitzanspruch um­
gewandelt werden. 
Es gäbe eine einfache Methode, u m klare Verhäl tn isse zu schaf­
fen, näml ich einen Volksentscheid übe r die Zukunft des Landes 
unter internationaler Ü b e r w a c h u n g — dies zumindest ist seit 
1980 der Standpunkt des Dalai Lama. Unlängs t s ch ränk t e er 
allerdings seine Vorstellungen dahin gehend ein, daß — obwohl 
von der Mehrheit der Tibeter nach wie vor gewünsch t — die 
vol ls tändige Unabhäng igke i t kaum noch erreichbar sei. Er be­
fürwor te daher eine mitt lere Lösung, »nämlich weitgehende A u ­
tonomie unter chinesischer Oberher rschaf t« 8 . Die Lösung des 
Konfl ikts könne nur auf dem Verhandlungsweg, unter Aus­
schluß jeglicher Gewaltanwendung, vor sich gehen. 
Warum stimmt ausgerechnet China, das ja sonst dem >Willen des 
Volkes< so hohen Stellenwert e in räumt , einer Verhandlungs­
oder auch p leb isz i tä ren Lösung nicht zu? Offensichtlich weiß 
man i n Beijing recht wohl , daß alle Geschichte, alle >Befreiung< 
und alle materiellen Wohltaten nicht hinreichten, um den 
Durchschnittstibeter zu einem Votum für den Verbleib bei China 
zu motivieren. Der Mensch lebt eben nicht nur von >Befreiung< 
und Brot . . . 
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